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3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 19.
Februar 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r das
Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die GewÃ¤hrung von Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit.

Der KlÃ¤ger ist 1960 geboren. In der DDR erlernte er nach seinen Angaben von April
1976 bis Juli 1977 den Beruf des Schlossers, beendete die Ausbildung aber nicht. Ab
August 1979 bis zu seiner Ã�bersiedelung nach Berlin (West) im April 1986 war er
als "Anbinder" beim Wkombinat B beschÃ¤ftigt. Am 3. Februar 1987 nahm er eine
BeschÃ¤ftigung bei den B V (BVG) auf. Dort arbeitete der KlÃ¤ger zunÃ¤chst als
Zugabfertiger in der U-Bahn, wozu er 1987 in zwei LehrgÃ¤ngen von 10 und 17
Tagen Dauer ausgebildet worden war. Vom 27. November bis zum 11. Dezember
1989 und vom 5. August bis 21. Oktober 1991 besuchte er jeweils erfolglos
LehrgÃ¤nge zur Ausbildung fÃ¼r die TÃ¤tigkeit als Zugfahrer U-Bahn. Einen dritten
Lehrgang, an dem er ab 14. September 1992 teilnahm, schloss er am 1. Dezember
1992 erfolgreich ab und war anschlieÃ�end â�� ausgenommen die Zeit von April bis
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Dezember 1995 â�� im Fahrdienst der Berliner U-Bahn tÃ¤tig. WÃ¤hrend der
BeschÃ¤ftigung als Zugfahrer absolvierte er im Januar 1994, Dezember 1995 und
Januar 1996 Nachschulungen von insgesamt zwÃ¶lf Tagen Dauer, die er erfolgreich
abschloss. Alle LehrgÃ¤nge, Schulungen und PrÃ¼fungen bei der BVG wurden
betriebsintern durchgefÃ¼hrt. Die VergÃ¼tung des KlÃ¤gers wÃ¤hrend der Zeit als
Zugfahrer richtete sich zuletzt nach der Lohngruppe F U des Zusatztarifvertrags
BVG Nr. 2 zum Bundesmanteltarifvertrag fÃ¼r die Arbeiter gemeindlicher
Verwaltungen und Betriebe (BMT-G) vom 18. Juni 1991 in Verbindung mit den
TarifvertrÃ¤gen Ã¼ber LÃ¶hne fÃ¼r Arbeiter im Fahrdienst der BVG.

Seit 24. Februar 1997 war der KlÃ¤ger durchgehend arbeitsunfÃ¤hig
krankgeschrieben; das ArbeitsverhÃ¤ltnis mit der BVG endete zum 31. Juli 1997
durch AuflÃ¶sungsvereinbarung gegen Zahlung einer Abfindung. Ab 17. Dezember
1997 war der KlÃ¤ger arbeitslos gemeldet und bezog ab 22. Januar 1998 Leistungen
wegen Arbeitslosigkeit von der Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit.

Bei dem KlÃ¤ger ist seit Juli 2002 ein Grad der Behinderung von 50 anerkannt auf
Grund der FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen GenussmittelabhÃ¤ngigkeit,
rezidivierende Angst und depressive StÃ¶rungen, HÃ¶rminderung und funktionelle
WirbelsÃ¤ulen-Beschwerden.

Im August 1997 beantragte der KlÃ¤ger, ihm medizinische Leistungen zur
Rehabilitation (Reha) fÃ¼r AbhÃ¤ngigkeitskranke zu gewÃ¤hren. Die Beklagte holte
einen Befundbericht der Neurologin und Psychiaterin R vom 18. Juli 1997 ein und
zog einen Sozialbericht der Allgemeinen Ortskrankenkasse (AOK) B vom 8. August
1997 sowie ein Gutachten des Allgemeinmediziners und Psychotherapeuten A vom
14. August 1997 fÃ¼r den Medizinischen Dienst der Krankenkassen (MDK) bei.
Ferner lag ihr eine Epikrise der K-B-Nklinik vom 28. April 1997 vor, die stationÃ¤re
Behandlungen im Januar, MÃ¤rz und April 1997 wegen Intoxikation bei StÃ¶rung
durch Alkohol betraf. Auf dieser Grundlage bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger eine
medizinische Reha-MaÃ�nahme mit Ã�bergangsgeld, die ab dem 7. Oktober 1997 in
der S-Klinik L stattfand (Diagnosen: dissoziale PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung,
AlkoholabhÃ¤ngigkeitssyndrom, Agoraphobie ohne PanikstÃ¶rung, pathologisches
GlÃ¼cksspiel, NikotinabhÃ¤ngigkeitssyndrom). Aus der MaÃ�nahme, die vom
KlÃ¤ger am 15. Dezember 1997 vorzeitig abgebrochen wurde, wurde er als
vollschichtig arbeitsfÃ¤hig fÃ¼r die TÃ¤tigkeit des Zugfahrers sowie fÃ¼r sonstige
TÃ¤tigkeiten mit geringen kÃ¶rperlichen FunktionseinschrÃ¤nkungen auf Grund
einer kompensierten Ertaubung des linken Ohres entlassen.

Nachdem der KlÃ¤ger im Januar 1998 Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit
beantragt hatte, wurde er am 20. MÃ¤rz 1998 im Auftrag der Beklagten durch den
Internisten und Psychotherapeuten Dr. T untersucht. In seinem Gutachten vom 1.
April 1998 kam der Gutachter zu dem Ergebnis, dass das LeistungsvermÃ¶gen des
KlÃ¤gers wegen extensiven Alkoholkonsums gegenwÃ¤rtig aufgehoben sei
(Diagnosen: Leberparenchymschaden bei Alkoholkrankheit, depressive Entwicklung
mit mehrfachen Suizidversuchen, angegebene Taubheit links) und empfahl eine
Nachuntersuchung nach einem Jahr. Die Beklagte zog bei der C einen Sozialbericht
vom 9. November 1998 und einen Befundbericht vom 10. November 1998 bei und
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bewilligte dem KlÃ¤ger ab 25. Januar 1999 erneut eine medizinische Reha
(stationÃ¤re EntwÃ¶hnungsbehandlung) in der S-Klinik L. Diese MaÃ�nahme wurde
am 18. MÃ¤rz 1999 von der Klinik "disziplinarisch" vorzeitig abgebrochen. Aus der
Reha wurde der KlÃ¤ger als derzeitig arbeitsunfÃ¤hig, jedoch vollschichtig
leistungsfÃ¤hig fÃ¼r die TÃ¤tigkeit des Zugfahrers sowie fÃ¼r jegliche sonstigen
Arbeiten, soweit ihnen nicht die HÃ¶rminderung auf dem linken Ohr entgegen
stand, entlassen (Entlassungsbericht K/Dr. W/G vom 9. April 1999 mit
beigefÃ¼gtem, undatiertem und namenlosem Gutachten). Die
Behandlungsdiagnosen entsprachen denen der Reha-MaÃ�nahme des Jahres 1997,
jedoch wurde die PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung jetzt als "emotional instabile" vom
Borderline-Typus bezeichnet. Der Internist Dr. R hielt den KlÃ¤ger in seiner
prÃ¼fÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 19. April 1999 noch fÃ¼r fÃ¤hig, leichte und
mittelschwere Arbeiten mit qualitativen EinschrÃ¤nkungen vollschichtig zu
verrichten. Hierauf lehnte die Beklagte den Rentenantrag durch Bescheid vom 29.
April 1999 ab. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt noch
vollschichtig tÃ¤tig sein.

Seinen Widerspruch begrÃ¼ndete der KlÃ¤ger mit einem Attest der Neurologin und
Psychiaterin Dr. K vom 23. Juni 1999, die ihn seit Oktober 1998 behandelte. Am 25.
August 1998 wurde der KlÃ¤ger daraufhin durch den Neurologen und Psychiater Dr.
R von der Ã¤rztlichen Abteilung der Beklagten untersucht. In seinem Gutachten
vom 30. August 1999 hielt er den KlÃ¤ger noch fÃ¼r fÃ¤hig, leichte und
mittelschwere Arbeiten mit qualitativen EinschrÃ¤nkungen vollschichtig zu
verrichten. Ein Kraftfahrzeug kÃ¶nne nicht gefahren werden. In der letzten
TÃ¤tigkeit als Zugfahrer sei der KlÃ¤ger Ã¼berhaupt nicht mehr, auf dem
gehobenen allgemeinen Arbeitsmarkt bis August 2000 nicht mehr einsatzfÃ¤hig
(Diagnosen: Alkohol- und Nikotinsucht, depressiv geprÃ¤gte
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung mit phobischen ZÃ¼gen).

Durch den Widerspruchsbescheid vom 8. November 1999 wies die Beklagte den
Widerspruch zurÃ¼ck. Der KlÃ¤ger sei nach seinem beruflichen Werdegang auf den
allgemeinen Arbeitsmarkt verweisbar und deshalb weder berufs- noch
erwerbsunfÃ¤hig.

Mit seiner Klage hat der KlÃ¤ger sein Begehren weiter verfolgt. Das Sozialgericht
hat einen Befundbericht des Krankenhauses R â�� Abteilung fÃ¼r
AbhÃ¤ngigkeitskrankheiten â�� vom 30. MÃ¤rz 2000, einen Befundbericht der Dr. K
vom 9. Mai 2000 und eine Arbeitgeberauskunft der BVG vom 29. Mai 2000 eingeholt
und den KlÃ¤ger durch den Neurologen und Psychiater Prof. Dr. N begutachten
lassen. In seinem Gutachten vom 15. November 2000 (Untersuchungstag: 2.
Oktober 2000) ist dieser Arzt zu dem Ergebnis gekommen, dass der KlÃ¤ger leichte
und mittelschwere kÃ¶rperliche und einfache geistige Arbeiten mit wenigen
qualitativen EinschrÃ¤nkungen noch vollschichtig verrichten kÃ¶nne (Diagnosen:
Alkoholkrankheit im Sinne eines Gamma-Alkoholismus nach Jellinek in der kritischen
Phase an der Grenze zur kritisch-chronischen Phase mit alkoholinduzierter
Ã�nderung im affektiv-antriebswertigen Bereich der PersÃ¶nlichkeit bei erheblich
eingeschrÃ¤nkter AbstinenzfÃ¤higkeit; Zustand nach Mittelohrvereiterung links und
mehreren operativen Revisionen mit Quasi-Taubheit links; Blockierungssyndrom der
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LendenwirbelsÃ¤ule im Zusammenhang mit beginnenden degenerativen
VerÃ¤nderungen). Gegen das Gutachten hat der KlÃ¤ger eingewandt, dass es nicht
auf seine Depressionen und AngstzustÃ¤nde eingehe, die er mit hoch dosierten
Medikamenten behandeln mÃ¼sse.

Durch Urteil vom 19. Februar 2001 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Die
Klage sei nicht begrÃ¼ndet, weil der KlÃ¤ger weder berufs- noch erwerbsunfÃ¤hig
sei. Der zuletzt ausgeÃ¼bte Beruf des Zugfahrers stelle nach der Auskunft des
Arbeitgebers eine ungelernte Arbeit dar. Unter BerÃ¼cksichtigung der HÃ¶he des
gezahlten Arbeitsentgelts sei der KlÃ¤ger allenfalls als angelernter Arbeiter (unterer
Bereich) anzusehen, so dass er auf den allgemeinen Arbeitsmarkt verweisbar sei.
Auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt kÃ¶nne der KlÃ¤ger aber noch leichte bis
mittelschwere Arbeiten unter Beachtung der gutachterlich genannten
LeistungseinschrÃ¤nkungen vollschichtig verrichten. Bei der Bewertung des
medizinischen Sachverhalts folge das Gericht den AusfÃ¼hrungen des
SachverstÃ¤ndigen Dr. N. Aus den Ã¼brigen medizinischen Unterlagen ergebe sich
kein Anlass dafÃ¼r, weitere Gutachten von Amts wegen einzuholen.

Mit seiner Berufung rÃ¼gt der KlÃ¤ger, dass Dr. N voreingenommen gewesen sei.
Er legt ein Attest der Dr. K vom 30. April 2001 vor, auf deren Inhalt Bezug
genommen wird.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts vom 19. Februar 2001 und den Bescheid der Beklagten
vom 29. April 1999 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 8. November
1999 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm ab 19. MÃ¤rz 1999 Rente
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen BerufsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend und verweist auf weitere Urteile
des Sozialgerichts Berlin (vom 30. September 2002 -S 32 RJ 2795/01- und vom 13.
November 2002 -S 23 RJ 1961/01-, nicht rechtskrÃ¤ftig), in denen der
Facharbeiterschutz fÃ¼r Fahrpersonal der BVG abgelehnt worden sei.

Der Senat hat Befundberichte der Dr. K vom 21. November 2001 und des
Internisten Dr. D vom 20. Juli 2002 (mit diversen Drittbefunden) eingeholt und
Epikrisen des V H-Klinikums â�� Klinik fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie â��
Ã¼ber diverse stationÃ¤re Behandlungen aus der Zeit von April 1997 bis April 2003
(immer betreffend ZustÃ¤nde akuter Alkoholintoxikation) sowie einen
Entlassungsbericht des V H-Klinikums â�� Klinik fÃ¼r Chirurgie, Unfall- und
Wiederherstellungschirurgie â�� vom 24. Februar 2003, betreffend eine stationÃ¤re
Behandlung nach Weber B Fraktur rechts vom 12. bis 25. Februar 2003 beigezogen.

Am 20. Dezember 2002 ist der KlÃ¤ger im Auftrag des Senats durch den
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Neurologen und Psychiater Dr. Sch-D untersucht worden. In seinem Gutachten vom
6. Januar 2003 kommt der SachverstÃ¤ndige zu dem Ergebnis, dass der KlÃ¤ger
vollschichtig noch leichte geistige Arbeiten mit qualitativen EinschrÃ¤nkungen
verrichten kÃ¶nne (Diagnose: AlkoholabhÃ¤ngigkeitssyndrom ohne alkoholtoxische
OrganschÃ¤den). Die kÃ¶rperliche Belastbarkeit sei nicht eingeschrÃ¤nkt, auch
kÃ¶rperlich schwere Arbeiten kÃ¶nne der KlÃ¤ger noch verrichten.

Der Senat hat ferner verschiedene Unterlagen aus den Verfahren des
Landessozialgerichts (LSG) Berlin L 16/5 J 87/80, L 6 J 10/93 und L 6 J 38/93 in das
Verfahren eingefÃ¼hrt, welche sich mit der tariflichen Behandlung des
Fahrpersonals der BVG befassen.

Die Gerichtsakte sowie die Renten- und Reha-Akten der Beklagten und die
Leistungsakte des Arbeitsamtes B N sind Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gewesen. Wegen der Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den Inhalt
dieser AktenstÃ¼cke Bezug genommen, wegen der medizinischen Feststellungen
wird im Besonderen auf die Gutachten der SachverstÃ¤ndigen Dres. T, R, R, N und
Sch-D verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger erfÃ¼llt weder die Voraussetzungen
fÃ¼r einen Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit noch fÃ¼r den
hilfsweise geltend gemachten Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit.

Die erhobenen AnsprÃ¼che bestimmen sich noch nach den Â§Â§ 43, 44
Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI) in den bis zum 31. Dezember 2000
geltenden Fassungen (im Folgenden ohne Zusatz zitiert), weil der KlÃ¤ger seinen
Rentenantrag im Jahr 1998 gestellt hat und Rente (auch) fÃ¼r ZeitrÃ¤ume vor dem
1. Januar 2001 geltend macht (Â§ 300 Abs. 2 SGB VI).

Die Â§Â§ 43, 44 SGB VI erfordern neben den so genannten versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen (ErfÃ¼llung der allgemeinen Wartezeit nach Â§Â§ 50 Abs. 1, 51
Abs. 1 SGB VI und Vorliegen von drei Jahren mit PflichtbeitrÃ¤gen fÃ¼r eine
versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit in den letzten fÃ¼nf Jahren
vor Eintritt der rentenrechtlich erheblichen Erwerbsminderung, Â§Â§ 43, 44 jeweils
Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2 und 3 SGB VI), dass Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit
eingetreten ist (Â§Â§ 43, 44 jeweils Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI).

BerufsunfÃ¤hig sind Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder
Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von kÃ¶rperlich, geistig und
seelisch gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen
Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken ist. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen
die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist, umfasst alle TÃ¤tigkeiten,
die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und ihnen unter
BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie ihres
bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen (Â§ 43 Abs. 2 SÃ¤tze 1 und 2 SGB VI).
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ErwerbsunfÃ¤hig sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht
absehbare Zeit auÃ�erstande sind, eine ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser
RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben oder Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen zu
erzielen, das monatlich 630,00 DM bzw. den Gegenwert dieses Betrags in Euro
Ã¼bersteigt (Â§ 44 Abs. 2 Satz 1 1. Halbsatz SGB VI).

Der KlÃ¤ger ist nicht berufsunfÃ¤hig. Erst recht erfÃ¼llt er deshalb nicht die
weitergehenderen Anforderungen der ErwerbsunfÃ¤higkeit.

Ausgangspunkt fÃ¼r die PrÃ¼fung von BerufsunfÃ¤higkeit ist der "bisherige Beruf"
des Versicherten (stÃ¤ndige Rechtsprechung des BSG, siehe z.B. BSG SozR 2200 Â§
1246 Nrn. 107, 169; BSG, Urteil vom 11. Mai 2000 -B 13 RJ 43/99 R- nicht
verÃ¶ffentlicht). GrundsÃ¤tzlich ist dies die letzte nicht nur vorÃ¼bergehend
ausgeÃ¼bte versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit (vgl. z.B. BSG
SozR 2200 Â§ 1246 Nrn. 130, 164; BSG, Urteil vom 11. Mai 2000 -B 13 RJ 43/99 R-).
Danach ist als bisheriger Beruf des KlÃ¤gers der des Zugfahrers U-Bahn anzusehen.
Diesen Beruf hat der KlÃ¤ger seit Dezember 1992 bis zum Ende des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses mit der BVG im Jahr 1997 und damit langjÃ¤hrig zuletzt
versicherungspflichtig ausgeÃ¼bt.

Nach dem Ergebnis der medizinischen Ermittlungen ist davon auszugehen, dass der
KlÃ¤ger den Beruf des Zugfahrers aus gesundheitlichen GrÃ¼nden nicht mehr
ausÃ¼ben kann. So hat Dr. R, der eine TÃ¤tigkeit als Zugfahrer auch ausdrÃ¼cklich
nicht mehr als mÃ¶glich ansah, in seinem Gutachten das UnvermÃ¶gen des
KlÃ¤gers beschrieben, noch in Nachtschichten zu arbeiten und Kraftfahrzeuge
fÃ¼hren. Hinzu kommt, dass der SachverstÃ¤ndige Dr. Sch-D EinschrÃ¤nkungen
der KonzentrationsfÃ¤higkeit und der Aufmerksamkeit auf Grund der
Alkoholkrankheit festgestellt hat, die die DienstausÃ¼bung jedenfalls derart
beeintrÃ¤chtigen dÃ¼rften, dass dem KlÃ¤ger die AusÃ¼bung seines Dienstes
gesetzlich untersagt wÃ¤re (Â§ 14 Abs. 1 StraÃ�enbahn-Bau- und Betriebsordnung,
die gemÃ¤Ã� ihrem Â§ 1 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. Â§ 4 Abs. 2
PersonenbefÃ¶rderungsgesetz auch fÃ¼r Bedienstete von Hoch- und
Untergrundbahnen gilt). Dies gilt besonders vor dem Hintergrund, dass der KlÃ¤ger
auch gesundheitlich jederzeit wÃ¤hrend des Dienstes in der Lage sein muss, die
notwendige Sorgfalt walten zu lassen, die sich daraus ergibt, dass ihm als Zugfahrer
Personen zur sicheren BefÃ¶rderung anvertraut sind (Â§ 13 Abs. 1 StraÃ�enbahn-
Bau- und Betriebsordnung).

Allein dass der KlÃ¤ger als Zugfahrer nicht mehr einsetzbar sein kann, reicht indes
noch nicht aus, um den Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit zu
begrÃ¼nden. Erforderlich ist vielmehr zusÃ¤tzlich, dass fÃ¼r den KlÃ¤ger auch
keine sozial zumutbare ErwerbstÃ¤tigkeit im Sinne des Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI
mehr vorhanden ist, die er mit dem ihm verbliebenen LeistungsvermÃ¶gen noch
ausfÃ¼hren kann. Sozial zumutbar kann der KlÃ¤ger aber auf alle TÃ¤tigkeiten des
allgemeinen Arbeitsmarkts verwiesen werden, die dem ihm verbliebenen
LeistungsvermÃ¶gen entsprechen.

Die soziale Zumutbarkeit einer VerweisungstÃ¤tigkeit richtet sich nach der
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Wertigkeit des bisherigen Berufs. Hierzu hat das BSG das so genannte
Mehrstufenschema entwickelt, welches die Arbeiterberufe in verschiedene
Berufsgruppen unterteilt. Diese Berufsgruppen werden durch die Leitberufe des
Vorarbeiters mit Vorgesetztenfunktion bzw. des besonders hoch qualifizierten
Facharbeiters, des Facharbeiters (anerkannter Ausbildungsberuf mit einer
Regelausbildungszeit von mehr als zwei Jahren), des angelernten Arbeiters
(sonstiger Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungszeit von drei Monaten bis zu zwei
Jahren) und des ungelernten Arbeiters charakterisiert. Sozial zumutbar kann der
Arbeitnehmer grundsÃ¤tzlich nur auf Berufe der nÃ¤chstniedrigeren Stufe
verwiesen werden (stÃ¤ndige Rechtsprechung des BSG, siehe etwa BSG SozR 2200
Â§ 1246 Nr. 143; SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr. 15 und SozR 3-2600 Â§ 43 Nr. 17).

Im Rahmen dieses Schemas ist der bisherige Beruf des KlÃ¤gers der zweiten
Gruppe mit dem Leitberuf des angelernten Arbeiters, und zwar mit einer
Ausbildungszeit von bis zu einem Jahr (so genannter "unterer Bereich" der ange-
lernten TÃ¤tigkeiten) zuzuordnen, wie das Sozialgericht zutreffend ausgefÃ¼hrt
hat. Selbst wenn alle betrieblichen Ausbildungszeiten des KlÃ¤gers â��
einschlieÃ�lich der zweimal ohne Erfolg beendeten LehrgÃ¤nge zum Zugfahrer â��
zusammen gerechnet werden (27 Arbeitstage Ausbildung zum Zugabfertiger, 14
Arbeitstage der ersten Ausbildung zum Zugfahrer, 63 Arbeitstage der zweiten
Ausbildung zum Zugfahrer, 56 Arbeitstage der dritten Ausbildung zum Zugfahrer,
12 Arbeitstage Nachschulungen), bleibt deren Umfang mit einem knappen halben
Jahr deutlich im unteren Bereich der Ausbildungsdauer fÃ¼r AnlerntÃ¤tigkeiten.

Wie ein Beruf in das Stufenschema einzuordnen ist, richtet sich allerdings nicht
ausschlieÃ�lich nach der Dauer der absolvierten Ausbildung. Ausschlaggebend sind
vielmehr die QualitÃ¤tsanforderungen der verrichteten Arbeit, d.h. der aus einer
Mehrzahl von Faktoren zu ermittelnde Wert der Arbeit fÃ¼r den Betrieb. Es kommt
auf das Gesamtbild an, wie es durch die in Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI am Ende
genannten Merkmale (Dauer und Umfang der Ausbildung sowie des bisherigen
Berufs, besondere Anforderungen der bisherigen BerufstÃ¤tigkeit) umschrieben
wird (stÃ¤ndige Rechtsprechung, siehe etwa BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nrn. 27, 33).

Die danach vorzunehmende qualitative Bewertung des bisherigen Berufs des
KlÃ¤gers rechtfertigt es nicht, ihn dem "oberen" Bereich der AnlerntÃ¤tigkeiten
(Ausbildungszeit von einem bis zu zwei Jahren) oder gar der Gruppe der
Facharbeiter zuzuordnen. Die BVG als Arbeitgeber hat die TÃ¤tigkeit des U-Bahn-
Zugfahrers in ihrer Auskunft vom 29. Mai 2000 ohne EinschrÃ¤nkungen oder
Vorbehalte als ungelernte TÃ¤tigkeit bezeichnet. Es kann dahinstehen, ob aus
dieser Auskunft abzuleiten ist, dass Ã¼berhaupt nur die Zeit des erfolgreich
bestandenen Lehrgangs zum Zugfahrer und allenfalls noch die daran
anschlieÃ�enden Nachschulungen, insgesamt also 70 Arbeitstage, als maÃ�gebliche
Ausbildungszeit angesehen werden kÃ¶nnen und dass der Arbeitgeber allein
hiernach den qualitativen Wert der TÃ¤tigkeit bemisst. Denn jedenfalls werden
durch die Arbeitgeberauskunft weder TÃ¤tigkeitsinhalte noch UmstÃ¤nde mitgeteilt,
die erkennen lieÃ�en, dass der TÃ¤tigkeit eines Zugfahrers in den
BetriebsablÃ¤ufen der BVG ein hervorgehobener Wert oder eine besondere
Bedeutung zukÃ¤me, die selbst die QualitÃ¤t deutlich Ã¼berstiege, die in den vom
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KlÃ¤ger bei der BVG insgesamt absolvierten Ausbildungszeiten von knapp einem
halben Jahr zum Ausdruck kommt. Allein die hohe Verantwortung, welche mit der
BefÃ¶rderung von Personen verbunden ist, rechtfertigt indes keine hÃ¶here
qualitative Bewertung. Denn jegliche Arbeit kann unabhÃ¤ngig von der hierfÃ¼r
erforderlichen beruflichen Qualifikation mit einer hohen Verantwortung fÃ¼r
Menschen oder Sachen verbunden sein.

Die tarifliche Einstufung des KlÃ¤gers begrÃ¼ndet ebenfalls keine Zuordnung zu
einer hÃ¶heren Berufsgruppe als der des Angelernten des "unteren" Bereichs. Das
wÃ¤re nur unter der Voraussetzung mÃ¶glich, dass der einschlÃ¤gige Tarifvertrag
nach QualitÃ¤tsstufen (einschlieÃ�lich einer Gruppe mit anerkannten Facharbeiter-
Berufen) geordnet ist (s. BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 2; SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr. 37
) und die TÃ¤tigkeit des Zugfahrers einer Tarifgruppe zugeordnet wÃ¤re, die
angelernten Arbeitern mit einer Ausbildungsdauer von einem bis zwei Jahren
beziehungsweise Facharbeitern vorbehalten wÃ¤re. Solch eine tarifvertragliche
Einstufung, in der die qualitative Bewertung eines Berufs im Arbeitsleben zum
Ausdruck kommt und die fÃ¼r das Rentenrecht grundsÃ¤tzlich bindend wÃ¤re (s.
dazu BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr. 14), gibt es hier indessen nicht. Der
maÃ�gebliche Tarifvertrag fÃ¼r das Fahrpersonal der BVG (Zusatztarifvertrag BVG
Nr. 2 zum Bundesmanteltarifvertrag fÃ¼r Arbeiter gemeindlicher Verwaltungen und
Betriebe vom 18. Juni 1991 â�� ZV BMT-G -) lÃ¤sst diesen Schluss nicht zu. Die
darin enthaltenen Tarifgruppen knÃ¼pfen allein an unterschiedliche TÃ¤tigkeiten
im Fahrdienst der BVG â�� etwa den (U-Bahn-) Zug- oder den StraÃ�enbahnfahrer
â�� an. Dagegen wird nicht zwischen beruflichen Qualifikationen, etwa den
Berufsgruppen des "Stufenschemas", unterschieden. Dies bestÃ¤tigt die BVG
ausdrÃ¼cklich in ihrem Schreiben an die Beklagte vom 18. Mai 1993, welches in
das Verfahren eingefÃ¼hrt worden ist. Es ist nicht ersichtlich, dass sich seither
zumindest bis zum Ausscheiden des KlÃ¤gers aus seinem ArbeitsverhÃ¤ltnis mit der
BVG etwas geÃ¤ndert hÃ¤tte, weil das LohngruppengefÃ¼ge fÃ¼r das
Fahrpersonal wie auch das fÃ¼r die sonstigen Arbeiter in dieser Zeit gleich
geblieben ist.

Allein aus dem insgesamt bei der BVG geltenden TarifgefÃ¼ge kann eine tarifliche
Gleichstellung des Zugfahrers mit einem Facharbeiter oder einem Ange-lernten im
oberen Bereich nicht abgeleitet werden (so aber LSG Berlin, Urteil vom 27.
November 1997 -L 8 J 4/96-). Denn es ist zwar mÃ¶glich, durch die "horizontale"
Verweisung auf Tarifgruppen eines anderen nach QualitÃ¤tsstufen geordneten
Tarifvertrages zu dokumentieren, dass eine bestimmte TÃ¤tigkeit aus Sicht der
Tarifvertragsparteien eine bestimmte qualitative Wertigkeit hat (vgl. BSG, Urteil
vom 14. Mai 1991 -5 RJ 41/90-). Diese Fallgestaltung liegt hier aber nicht vor. Das
Fahrpersonal der BVG ist durch die Tarifvertragsparteien nicht nur hinsichtlich der
Lohngruppen auÃ�erhalb des fÃ¼r die sonstigen Arbeiter der BVG geltenden
TarifgefÃ¼ges gestellt worden (Â§ 2 ZV BMT-G). Vielmehr ist fÃ¼r das Fahrpersonal
einerseits und die sonstigen Arbeiter andererseits auch jeweils eine gesonderte
Lohntabelle aufgestellt worden (siehe fÃ¼r den Zeitpunkt, in dem der KlÃ¤ger
zuletzt als Zugfahrer tatsÃ¤chlich tÃ¤tig war, zum einen den undatierten ab 1.
Januar 1997 gÃ¼ltigen Tarifvertrag Ã¼ber LÃ¶hne fÃ¼r Arbeiter im Fahrdienst der
BVG und zum anderen den ebenfalls ab 1. Januar 1997 gÃ¼ltigen
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Monatslohntarifvertrag Nr. 24 zum BMT-G vom 17. Juli 1996). Schon dies belegt,
dass eine "horizontale Verweisung" nicht vorgenommen worden ist. Die BVG gibt in
ihrem Schreiben an die Beklagte vom 18. Mai 1993 zudem an, dass sich das
TarifgefÃ¼ge fÃ¼r das Fahrpersonal nicht zwangslÃ¤ufig in gleicher Weise Ã¤ndert
wie das fÃ¼r die sonstigen Arbeiter. So ist etwa fÃ¼r die sonstigen Arbeiter im Jahr
1990 eine neue Spitzenlohngruppe 9 eingefÃ¼hrt worden, ohne dass es eine
gleichartige Ã�nderung im Lohngruppenverzeichnis fÃ¼r das Fahrpersonal gegeben
hÃ¤tte. Umgekehrt enthalten die Monatsentgelte fÃ¼r die Arbeiter im Fahrdienst
einen finanziellen Ausgleich zur Abgeltung besonders schwieriger
Arbeitsbedingungen, die einzeln nicht erfassbar und deshalb nur pauschal zu
bewerten sind (z. B. Wechsel von FrÃ¼h- zu SpÃ¤tschicht, hohes
Verkehrsaufkommen, hohe Umsicht; siehe das Schreiben der BVG vom 24. April
1996 an das LSG Berlin zu den Aktenzeichen L 6 J 38/93 und 10/93; insoweit
Ã¼bereinstimmend auch das Schreiben der Gewerkschaft Ã�ffentliche Dienste,
Transport und Verkehr -Ã�TV- vom 18. April 1997 an die Beklagte, in das Verfahren
eingefÃ¼hrt). Sind demnach die TarifgefÃ¼ge fÃ¼r die Arbeiter des Fahrdienstes
der BVG und der sonstigen Arbeiter gÃ¤nzlich verschieden strukturiert, kann aus
dem Umstand, dass ein Arbeiter des Fahrdienstes ein Entgelt in etwa in der HÃ¶he
einer Lohngruppe des qualitativ geordneten Tarifvertrages fÃ¼r die sonstigen
Arbeiter erhÃ¤lt, kein RÃ¼ckschluss auf die qualitative Wertigkeit der im Fahrdienst
ausgeÃ¼bten BeschÃ¤ftigung gezogen werden.

Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus dem Schreiben der Ã�TV vom 18. April
1997, soweit es darin heiÃ�t, dass bei der Einstufung (der Omnibusfahrer) fÃ¼r die
"F-Gruppen" eine Facharbeiterlohngruppe zu Grunde gelegt worden sei. Abgesehen
davon, dass die Arbeitsrechtliche Vereinigung Ã¶ffentlicher Verwaltungen, Betriebe
und gemeinwirtschaftlicher Unternehmungen in Berlin, der auch die BVG angehÃ¶rt,
in ihrem Schreiben an die Beklagte vom 22. April 1997 (in das Verfahren
eingefÃ¼hrt) ausfÃ¼hrt, dass durch die Bemessung der MonatslÃ¶hne
"keineswegs" eine Gleichstellung mit Facharbeitern bzw. gelernten Arbeitern
beabsichtigt gewesen sei, ist dies in keiner Weise â�� auch nicht fÃ¼r die Zugfahrer
der U-Bahn â�� in dem maÃ�geblichen Tarifvertrag zum Ausdruck gekommen.
Damit fehlt aber jeglicher objektivierbare Anhaltspunkt fÃ¼r eine "horizontale"
Verbindung der VergÃ¼tung fÃ¼r die Tarifgruppen der Arbeiter des Fahrdienstes
mit den nach QualitÃ¤tsstufen geordneten VergÃ¼tungen der Tarifgruppen der
sonstigen Arbeiter.

Nach alledem kann der bisherige Beruf des KlÃ¤gers allenfalls dem Bereich der
AnlerntÃ¤tigkeiten bis zu einer Ausbildungsdauer von einem Jahr zugeordnet
werden. Das fÃ¼hrt dazu, dass er in vollem Umfang auf die darunter liegende Stufe
der Arbeiter in ungelernten BeschÃ¤ftigungen jeglicher Art und damit auf den
gesamten allgemeinen Arbeitsmarkt verwiesen werden kann. Diese Zuordnung
steht nicht in Widerspruch zu dem Urteil des Senats vom 28. Juni 1999 -L 16 RJ
76/97-. Im dortigen Fall hatte der Senat einen Fahrdienstleiter im Stellwerksbetrieb
der BVG, der ebenfalls nach dem Tarifvertrag fÃ¼r die Arbeiter des Fahrbetriebs der
BVG vergÃ¼tet wurde, dem Bereich der angelernten Arbeiter mit einer Anlernzeit
von einem bis zwei Jahren zugeordnet. Auch hierfÃ¼r war indessen nicht die
tarifliche Bewertung ausschlaggebend, sondern lediglich die qualitative Bewertung
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der konkreten TÃ¤tigkeit. Diese Bewertung kann aber stets nur fÃ¼r den Einzelfall
vorgenommen werden.

Dass der KlÃ¤ger auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt noch regelmÃ¤Ã�ig
vollschichtig tÃ¤tig sein kann, steht nach dem Gesamtergebnis des Verfahrens zur
Ã�berzeugung des Senats fest. Denn nach den vorliegenden Gutachten ist der
KlÃ¤ger mindestens noch in der Lage, tÃ¤glich regelmÃ¤Ã�ig vollschichtig leichte
und mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeiten zu verrichten. Selbst wenn alle von den
SachverstÃ¤ndigen benannten qualitativen EinschrÃ¤nkungen fÃ¼r kÃ¶rperliche
Arbeiten zusammen genommen werden, sind fÃ¼r den KlÃ¤ger lediglich Arbeiten
auf Leitern, GerÃ¼sten oder mit Absturzgefahr ausgeschlossen (so Dr. R) sowie â��
wegen der von Dr. N festgestellten chronischen MittelohrentzÃ¼ndung â�� Arbeiten
in KÃ¤lte, Feuchtigkeit oder Zugluft.

Werden noch sÃ¤mtliche weiteren von den SachverstÃ¤ndigen benannten
qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen hinzugenommen, so ist der KlÃ¤ger
auÃ�erdem nicht mehr in der Lage, Arbeiten mit AlkoholgefÃ¤hrdung (so Dr. R und
Dr. R), in Nachtschicht und mit besonderem Zeitdruck sowie mit besonderen
Anforderungen an das HÃ¶rvermÃ¶gen links (so Dr. R) zu verrichten. Das
VermÃ¶gen, geistige Arbeiten zu verrichten, ist auf einfache TÃ¤tigkeiten
beschrÃ¤nkt (so Dr. N und Dr. Sch-D); als Folge der Alkoholkrankheit zu erwarten
sind auÃ�erdem EinschrÃ¤nkungen der KonzentrationsfÃ¤higkeit, Aufmerksamkeit
und UmstellungsfÃ¤higkeit wie auch der verantwortungsfÃ¤higen
HandlungsfÃ¤higkeit (so Dr. Sch-D). Dr. R Ã¤uÃ�ert sich insoweit konkreter, als er
die Umstellungs- und VerantwortungsfÃ¤higkeit fÃ¼r hÃ¶herwertigere TÃ¤tigkeiten
nicht mehr fÃ¼r gegeben hÃ¤lt.

Lediglich Dr. T beschreibt das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers wegen des
extensiven Alkoholkonsums insgesamt als aufgehoben. Diese Aussage bezieht er
jedoch nur auf den "gegenwÃ¤rtigen" Zeitpunkt, also den der Erstattung seines
Gutachtens im Jahr 1998. Damit lÃ¤sst sich auch aus diesem Gutachten nicht
ableiten, dass das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers fÃ¼r lÃ¤ngere Zeit
aufgehoben war. Dies ist angesichts der vorliegenden Arztberichte, im Besonderen
der K-B-Klinik bzw. des V H-Klinikums, auch nachvollziehbar. Aus ihnen ergibt sich,
dass sich der KlÃ¤ger zwar mit gewisser RegelmÃ¤Ã�igkeit in ZustÃ¤nde akuter
Alkoholvergiftung bringt. Er findet sich jedoch jedes Mal selbst zur Entgiftung in
dem Krankenhaus ein und verlÃ¤sst es von sich aus nach wenigen Tagen wieder.
Dem entsprechend lassen sich allenfalls jeweils nur fÃ¼r wenige Tage im
Zusammenhang Zeiten der absoluten LeistungsunfÃ¤higkeit feststellen. Ob
unabhÃ¤ngig von einer stationÃ¤ren Behandlung auch ArbeitsunfÃ¤higkeit besteht
(wie etwa von der S-Klinik fÃ¼r den Zeitpunkt des Abbruchs der Reha am 18. MÃ¤rz
1999 bescheinigt), hat fÃ¼r die rentenrechtliche Bewertung des
LeistungsvermÃ¶gens keine Bedeutung. Denn ArbeitsunfÃ¤higkeit bezeichnet
lediglich die UnfÃ¤higkeit, die zuletzt konkret ausgeÃ¼bte oder eine vergleichbare
BeschÃ¤ftigung ausÃ¼ben zu kÃ¶nnen.

Soweit Dr. R im August 1999 die LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers auf dem
gehobenen Arbeitsmarkt bis August 2000 als aufgehoben ansah, ist dies ebenfalls
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ohne Belang, weil der KlÃ¤ger auf das gesamte allgemeine Arbeitsfeld, also auch
auf allereinfachste TÃ¤tigkeiten, verwiesen werden kann.

Im Ã�brigen stimmen die SachverstÃ¤ndigen insoweit allesamt Ã¼berein, als keiner
von ihnen eine zeitliche EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens begrÃ¼nden
konnte. Die im Vordergrund stehende Alkoholkrankheit sowie die depressiv
geprÃ¤gte PersÃ¶nlichkeit des KlÃ¤gers ist von allen SachverstÃ¤ndigen erkannt
worden. Trotz der schon jahrelang bestehenden Alkoholkrankheit waren wesentliche
OrganschÃ¤den (mit mÃ¶glichen Auswirkungen auf das LeistungsvermÃ¶gen) aber
nicht festzustellen. Da ferner die Depressionen und AngstzustÃ¤nde des KlÃ¤gers
medikamentÃ¶s â�� wenn auch nach Angaben des KlÃ¤gers mit hoch dosierten
Arzneien â�� behandelt werden, ist es folgerichtig, dass von den
SachverstÃ¤ndigen lediglich die oben dargestellten qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen beschrieben worden sind. Die im Februar 2003 erlittene
Sprunggelenksfraktur rechts ist schon deshalb rentenrechtlich nicht von Bedeutung,
weil sich aus dem Entlassungsbericht des V H-Klinkums vom 24. Februar 2003 ein
komplikationsloser Verlauf der Heilung nach erfolgreicher, bewegungsstabiler
Reposition und Plattenosteosynthese der Fibula ergibt.

Welchem SachverstÃ¤ndigen bei der EinschÃ¤tzung der beim KlÃ¤ger vorliegenden
qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen zu folgen ist, kann dahingestellt bleiben.
Denn sÃ¤mtliche benannten EinschrÃ¤nkungen fÃ¼hren weder allein noch in ihrer
Gesamtheit dazu, dass der KlÃ¤ger nur auf eine bestimmte konkret zu
bezeichnende berufliche TÃ¤tigkeit verwiesen werden kÃ¶nnte. Sie fÃ¼hren weder
zu einer schweren spezifischen Leistungsbehinderung noch stellen sie eine
Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen dar (so genannter
"Summierungsfall" BSG, Urteil vom 18. Februar 1998 -B 5/4 RA 58/97 R- nicht
verÃ¶ffentlicht; BSG-GS â�� SozR 3-2600 Â§ 44 Nr. 8). Es sind zwar
LeistungseinschrÃ¤nkungen genannt worden, die Ã¼ber den begrifflichen Rahmen
einer kÃ¶rperlich leichten oder mittelschweren Arbeit hinausgehen. Dazu gehÃ¶rt
das von Dr. N beschriebene Erfordernis, Arbeiten bei KÃ¤lte, Feuchtigkeit und
Zugluft zu vermeiden (s. dazu BSG SozR 3-2600 Â§ 43 Nr. 21), desgleichen auch das
UnvermÃ¶gen zu Arbeiten in Nachtschicht sowie auf Leitern, GerÃ¼sten und mit
Absturzgefahr. Gleichwohl begrÃ¼nden diese EinschrÃ¤nkungen ebenso wenig
einen Summierungsfall (s. BSG-GS â�� SozR 3-2600 Â§ 44 Nr. 8; BSG SozR 3-2600
Â§ 43 Nr. 17; SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 117) wie die BeschrÃ¤nkung auf leichte
geistige Arbeiten sowie EinschrÃ¤nkungen der KonzentrationsfÃ¤higkeit,
Aufmerksamkeit und UmstellungsfÃ¤higkeit (s. dazu BSG SozR 2200 Â§ 1264 Nrn.
104, 117). Denn insgesamt sind dem KlÃ¤ger auch mit diesen EinschrÃ¤nkungen
noch TÃ¤tigkeitsfelder auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt wie etwa Sortier-,
Verpackungs- und Tragearbeiten erhalten geblieben; derartige TÃ¤tigkeiten
kÃ¶nnen jedenfalls auch in geschlossenen und temperierten RÃ¤umen verrichtet
werden.

Ob fÃ¼r den leistungsgeminderten KlÃ¤ger ein konkreter Arbeitsplatz auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt tatsÃ¤chlich zur VerfÃ¼gung steht, spielt fÃ¼r die Frage,
ob Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit vorliegen, keine Rolle. Dies hatte der
Gesetzgeber ausdrÃ¼cklich klargestellt (Â§ 43 Abs. 2 Satz 3 2. Halbsatz, Â§ 44 Abs.
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2 Satz 2 Nr. 2 2. Halbsatz SGB VI).

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 oder 2
SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 26.02.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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